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Einfache Anfrage betreffend «Probleme und Mehrkosten bei der Berufsbeistand-

schaft»“ von Gemeinderat Peter Hausammann 

Beantwortung 

Herr Präsident  

Sehr geehrte Damen und Herren 

An der Gemeinderatssitzung vom 28. Oktober 2020 reichte Peter Hausammann eine Einfa-

che Anfrage an den Stadtrat nach Art. 45 des Geschäftsreglements für den Gemeinderat ein. 

 

Bevor auf die Fragen im Einzelnen eingegangen wird, soll kurz einleitend die Funktion der Be-

rufsbeistandschaft erläutert werden. Im Jahre 2013 wurden die kommunalen Vormund-

schaftsbehörden durch die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) ersetzt. Dies er-

folgte aufgrund der Einführung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechtes (KESR). Die Fall-

führung der Kinder- und Erwachsenenmandate obliegt weiterhin den Gemeinden und wird 

seither durch die Berufsbeistandschaft vollzogen. Die Berufsbeistandschaft ist verantwortlich, 

die betroffenen Personen (sowohl Kinder als auch Erwachsene) gemäss Anordnungen der 

KESB mehr oder weniger eng und umfassend zu begleiten und zu betreuen. Dies kann bis 

hin zur umfassenden Betreuung inklusive Finanz- und Vermögensverwaltung führen. Die Be-

rufsbeistandschaft der Stadt Frauenfeld ist den Sozialen Diensten angegliedert. Fachlich ver-

antwortliche Behörde und Aufsichtsorgan ist jedoch die KESB. 

 

Der Stadtrat beantwortet die Einfache Anfrage wie folgt: 

 
1. Was sind die Ursachen und Hintergründe, die zu Problemen und Mehrkosten geführt ha-

ben? 

Vorgeschichte 

Bereits 2017 fanden Gespräche zwischen der damaligen KESB-Präsidentin, der Leitung 

der Berufsbeistandschaft sowie der Leitung des Amts für Soziale Dienste (ASD) statt. Die 

Qualität der Dienstleistungserbringung der Berufsbeistandschaft, insbesondere im Bereich 
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der Verwaltung der Klientenvermögen und der Berichterstattung gegenüber der KESB, 

wurde bemängelt. Es fanden sich Vermögensschäden (finanzielle Einbussen von KlientIn-

nen für welche die Berufsbeistandschaft verantwortlich gemacht werden kann, z.B. nicht 

geltend machen von möglichen Sozialversicherungsansprüchen), welche heute nicht 

mehr im Detail eruierbar sind. Eine Meldung an das Obergericht durch die KESB erfolgte 

dannzumal aber noch nicht. Ein wesentlicher Mangel zeigte sich darin, dass die neue Lei-

tung der Berufsbeistandschaft erst 2018 Klientenbudgets (individuelles Jahresbudget über 

die Einnahmen und Ausgaben der verbeiständeten Person) flächendeckend eingeführt 

hat. Bis zu diesem Zeitpunkt gab es keine Budgetierung zur Verwaltung der Einnahmen 

und Ausgaben der verbeiständeten Personen. 

Im Frühjahr 2018 befand sich die Berufsbeistandschaft der Stadt Frauenfeld in einer insta-

bilen und teilweise kaum funktionsfähigen Situation. Die damalige Departementsvorste-

herin erkannte den Handlungsbedarf, informierte den Stadtrat und ergriff erste Massnah-

men mit zusätzlichem temporärem Personal. Im Herbst 2018 spitzte sich die Situation zu. 

Die Departementsvorsteherin zog die Sozialen Fachdienste Ostschweiz zur Führungsun-

terstützung und für Springereinsätze bei. Der Stadtrat bewilligte die vorgeschlagenen 

Massnahmen am 20. November 2018.  

 

Ausgangslage nach Amtleitungs- und Departementsleitungswechsel (2019) 

Nach Amtsantritt (per 1. Januar 2019) des neuen Leiters des Amts für Soziale Dienste und 

der neuen Departementsleiterin (per 1. Juni 2019) zeigte sich die Situation der Berufsbei-

standschaft wie folgt: 

Es bestand ein klares Missverhältnis der Stellenprozente zwischen kaufmännischem Sup-

port und Berufsbeiständen. Nur ein Mitarbeiter war zuständig für die Klientenbuchhaltun-

gen und niemand konnte ihn vertreten (Klumpenrisiko). Es fehlte an klaren Zuständigkei-

ten, Strukturen und Abläufen. Die Berufsbeistandschaft war mit den durch die KESB ter-

minierten Rechenschaftsberichten mit bis zu sechs Monaten in Verzug. 

Es begann eine intensive Phase der Organisationsüberprüfung. Im Zuge dieser Überprü-

fung und der offensichtlichen organisatorischen Defizite fielen fünf zentrale Mitarbei-

tende innerhalb von zwei Monaten aus. Dazu kam noch der geplante Mutterschaftsur-

laub einer Sozialarbeiterin ab August 2019. Die KESB als Aufsichtsinstanz wurde entspre-

chend informiert. 

Die massiven personellen Ausfälle führten dazu, dass die ohnehin schon mangelhafte 

Qualität weiter abnahm und die KESB am 3. Mai 2019 nach § 78 Abs. 4 KESV Bericht an 

das Obergericht erstattete. Die vom Amt für Soziale Dienste vorgeschlagenen Massnah-
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men wurden an einer gemeinsamen Sitzung am 20. Mai 2019 diskutiert und festgehal-

ten. Der Stadtrat bewilligte die notwendigen zusätzlichen temporären Ressourcen am 24. 

September 2019. Am 12. November 2019 fand eine weitere Sitzung mit dem Oberge-

richt statt. Die Obergerichtspräsidentin bestätigte anlässlich dieser Sitzung, dass die bisher 

eingeleiteten Massnahmen als sinnvoll und geeignet angesehen würden und von weite-

ren Schritten seitens Obergericht abgesehen werden könne. 

 

Die im 2019 eingeleitete Organisationsentwicklung wurde von der Amtsleitung und den 

verbliebenen Mitarbeitenden stark vorangetrieben. Die daraus resultierenden Massnah-

men wurden laufend umgesetzt. Der Fokus lag dabei auf dem qualifizierten kaufmänni-

schen Support für die Fallführung. Das Rekrutieren und Einarbeiten des notwendigen 

Fachpersonals gestaltete sich wie erwartet langwierig und aufwändig. Einerseits war und 

ist der Stellenmarkt für das notwendige qualifizierte Personal extrem ausgetrocknet und 

Frauenfeld ist in Bezug auf das mögliche Gehalt kaum konkurrenzfähig. Andererseits 

mussten das kaufmännische Team und die dazugehörigen Prozesse praktisch neu aufge-

baut werden. Leider hat eine kaufmännische Mitarbeiterin Ende 2019 während der Pro-

bezeit gekündigt. Dies hat den Umsetzungsprozess um 3 bis 4 Monate zurückgeworfen. 

Kaum konnte die entsprechende Stelle wiederbesetzt werden, hat der Lockdown im Zuge 

der Coronapandemie die geplante Reduktion der Springerressourcen und die Übergabe-

arbeiten gestoppt. Die Berufsbeistandschaft musste ihre Dienstleistungen aufrechterhal-

ten und die Schulungs- und Übergabearbeiten der externen Fachleute an unser Personal 

auf Eis legen. In dieser Zeit kündigte eine weitere kaufmännische Mitarbeiterin, die auf-

wändig eingearbeitet worden war. Sie konnte per 1. Oktober 2020 durch eine berufser-

fahrene Person ersetzt werden. Ab Mitte Juni 2020 konnte in die letzte Phase der Organi-

sationsentwicklung eingestiegen werden und die Abschluss- und Übergabearbeiten der 

externen Fachleute wurden bis Ende Jahr abgeschlossen. Der Stadtrat bewilligte die not-

wendigen zusätzlichen Ausgaben am 18. August 2020. Auch die zuständige Geschäfts-

prüfungskommission wurde mehrmals entsprechend informiert. 

 

Die Probleme der Berufsbeistandschaft lagen vor allem in der Aufbau- und Ablauforgani-

sation, d.h. die notwendigen Veränderungen waren und sind sehr einschneidend und be-

nötigten Zeit um wirksam zu werden. Nicht die Mandatsführung war mangelhaft, son-

dern der fehlende kaufmännische Support, der die qualifizierte Unterstützung (z.B. kor-

rekte Führung der Mandatsbuchhaltung) der Berufsbeistände sicherzustellen hätte. Nebst 

dem Aufbau des kaufmännischen Supportes, mussten die Stellenprozente der Berufs-
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gruppen (Verhältnis Berufsbeistände vs. Kaufmännische Mitarbeitende) überprüft und an-

gepasst werden. Damit diese Prozesse bewältigt, und das ausgefallene Personal vorüber-

gehend ersetzt werden konnten, benötigte es hochqualifizierte Arbeitskräfte. Diese sind 

ausschliesslich über spezialisierte Dienstleister zu finden und können im ohnehin extrem 

ausgetrockneten Arbeitsmarkt unmöglich selber gefunden und rekrutiert werden. 

 

Zentrale Ursache der hohen Mehrausgaben ist dem Umstand geschuldet, dass der einge-

schlagene Weg mit der durchgeführten Entwicklung und Veränderung der Organisation 

und der Abläufe sehr arbeits- und ressourcenintensiv war und das Tagesgeschäft trotz-

dem irgendwie weitergehen musste. Eine alternative Vorgehensweise gab es nicht, da 

nur dieser Weg zu einer nachhaltigen und qualitativen Veränderung der Berufsbeistand-

schaft führen konnte. Dank des hohen Einsatzes der verbliebenen und neu rekrutierten 

Mitarbeitenden konnte sich die Berufsbeistandschaft überhaupt in diesen Prozess bege-

ben und sich bis heute glücklicherweise stabilisieren, dies zeigt sich auch in der Entwick-

lung der Fluktuation der Mitarbeitenden: 

 2016 2017 2018 2019 2020 

Vollzeitstellen Berufsbeistände 5.2 5.2 4.5 4.7 5.2 

Fluktuation Berufsbeistände (Personen) 2 4 4 2 2* 

Vollzeitstellen Sachbearbeitung 2.8 2.8 3.4 3.7 4.8 

Fluktuation Sachbearbeitung (Personen) 4 4 1 3 1 

      

 *davon 1 Pensionierung  
 

 a) Gab oder gibt es ausser dem Mehraufwand für «temporäre Arbeitskräfte» (Konto 

5120.3030.00) in den Jahren 2019 und 2020 weitere Mehrkosten in diesen beiden Jah-

ren oder in den Jahren zuvor? 

In den Jahren 2018, 2019 und 2020 gab es keine weiteren relevanten Mehrkosten in der 

Berufsbeistandschaft. Das Konto 5120.3030.00 beinhaltet jedoch nebst den temporären 

Arbeitskräften auch die Fallführung durch externe Dienstleistungserbringer. 

Hätte das Obergericht infolge der mangelnden Qualität der Berufsbeistandschaft Frauen-

feld das Einsetzen von externen Institutionen zur Fallführung angeordnet, so würde das 

für alle von der Berufsbeistandschaft geführten Mandate hochgerechnet jährlich wieder-

kehrend rund 3,5 – 4,5 Mio. Franken kosten. Die Gesamtaufwendungen zur Mandatsfüh-

rung der Berufsbeistandschaft Frauenfeld (Personal-, Raum- und Betriebskosten) belaufen 
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sich auf jährlich rund 1,3 Mio. Franken. Betriebswirtschaftlich gesehen waren die Mehr-

kosten in den Jahren 2019 und 2020 unumgänglich und zur Sicherstellung der Funktions-

fähigkeit der Berufsbeistandschaft zwingend zu investieren. 

 

b) Gab oder gibt es Vermögensschäden durch nicht korrekt geführte Beistandschaften 

(nicht eingezogene Einkünfte, verpasste Termine, Klientenforderungen gegen die Stadt, 

offene Verfahren etc.)? 

Die KESB hat die Vermögensschäden ab Juli 2019 (Datum der Feststellung) zusammentra-

gen können. Es handelt sich dabei um Schäden, welche in den Jahren 2015 bis 2019 ent-

standen sind. Betroffen sind 28 KlientInnen. Die Vermögensschäden betrugen zwischen 

22.35 und 23 910.50 Franken. Alle Schäden wurden durch die KESB erledigt und durch 

das zuständige kantonale Departement finanziert. Es wurde in keinem Fall Regress auf die 

Berufsbeistände genommen und der Stadt Frauenfeld entstand bis heute kein Schaden. 

Nachfolgend die Auflistung der festgestellten Schäden: 
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c) Wie hoch sind die Mehrkosten bis heute insgesamt? 

Die Mehraufwände in den Jahren 2019 und 2020 betragen total 1 064 000 Franken. 

Knapp 30 % davon mussten für die Fallführung durch externe Institutionen eingesetzt 

werden. Etwas mehr als 70 % waren für das spezialisierte Personal notwendig. 

 

d) Mit welchen Mehrkosten ist noch zu rechnen? 

So wie sich die Situation und der Stand der Umsetzung der Reorganisation zum Zeitpunkt 

der Beantwortung der einfachen Anfrage darstellt, ist gegenüber dem Budget 2021 mit 

keinen Mehrkosten mehr zu rechnen. 

 

2. a) Wann erfolgte die Meldung der KESB (qualitativ oder quantitativ ungenügend besetzte 

BB) an die Stadt? Gab es mehr als eine Meldung? Wenn ja, wann? 

Siehe Frage 1, Vorgeschichte. 

 

b) Wann schaltete die KESB das Obergericht ein (Bericht, dass keine Abhilfe innert nützli-

cher Frist gemäss § 78 Abs. 4 KESV)? 

Am 3. Mai 2019 erstattete die KESB nach § 78 Abs. 4 KESV Bericht an das Obergericht. 

Aufgrund der gemeinsamen Sitzungen vom 20. Mai 2019 und 12. November 2019 und 

der dort vorgeschlagenen Massnahmen des Amts für Soziale Dienste liess sich eine Rüge 

des Obergerichtes abwenden. 

 

3. Anzahl Fälle, Fallführung und Fallbelastung, je für 2017, 2018, 2019, 2020: 

3.1. a) Bestand Anfang Jahr 

b) neue Fälle 

c) abgeschlossene Fälle 

d) Bestand Ende Jahr 

 2017 2018 2019 2020 

Bestand Anfang Jahr  357 303 333 324 

neue Fälle  k.A. 55 19 51 

abgeschlossene Fälle k.A. 25 28 39 

Bestand Ende Jahr 303 333 324 336 

 

3.2. a) Wieviele Fälle wurden von der BB selber (ordentliche, fest angestellte Berufsbei-

stände) geführt (a)? Wieviele von Dritten (b), davon wieviele von befristet (direkt) an-

gestellten (Einzel-)Personen (c), wieviele von bei Drittfirmen «eingekauften» Beistän-

den (d)? 
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In den Jahren 2019 (352 kumulierte Fälle) und 2020 (375 kumulierte Fälle) wurden 

jeweils rund 300 Fälle durch ordentliche, fest angestellte Berufsbeistände geführt (a). 

Ungefähr 50 Fälle mussten in diesen beiden Jahren durch bei Drittfirmen «einge-

kaufte» Beistände betreut werden (b). Im 2020 wurden zusätzlich 29 Fälle durch ein-

gesetzte externe Institutionen geführt werden (d). 

 

3.3. a) Gesamthaftes Pensum aller ordentlich (unbefristet) angestellten Berufsbeiständen? 

 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 31.12.2020 

Berufsbeistände 520 450 470 520 

Sachbearbeitung 280 340 370 480 

Leitung 80 80 80 80 

 

880 
 

870 
 

920 
Soll 1000 

1080 
Soll 1060 

 

Die Personalausfälle im Frühjahr 2019 wurden nicht einfach schnellstmöglich ersetzt, 

deshalb wurde der Soll-Stellenplan im 2019 nicht ausgeschöpft, sondern zugewartet, 

welche Profile und Qualifikationen aufgrund der Ergebnisse der Organisationsentwick-

lung notwendig sind. Im Laufe des 2020 wurden zudem Aufgaben im Umfang von 20 

Stellenprozenten von den Zentralen Diensten des Amtes für Soziale Dienste zur Berufs-

beistandschaft zurückgegeben. 

 

b) Durchschnittliche Fallbelastung pro Beistand bei 100%-Pensum?  

c) Entsprach diese Fallbelastung der Empfehlung der KOKES, lag sie darunter oder 

darüber? 

d) Haben die BB in den übrigen Gemeinden des Bezirks eine vergleichbare Fallbelas-

tung, eine höhere oder eine tiefere? 

Im 2019 wurde durch die Sozialen Dienste Steckborn eine breitangelegte Umfrage zur 

Fallbelastung durchgeführt. Bei den Mandaten pro Vollzeitstelle (Berufsbeistand, kauf-

männische Mitarbeitende, Leitung) liegt Frauenfeld Stadt mit 33.7 Mandaten im Ver-

gleich in einem guten Bereich (s. untenstehende Grafik). Frauenfeld Land (umfasst alle 

Gemeinden der Regio Frauenfeld, ausser der Stadt Frauenfeld) hat beispielsweise 39.8 

Mandate. Rechnet man dies nur auf die Berufsbeistände um, so liegt der Wert bei 70 

Fällen pro Vollzeitstelle. Dies entspricht den Empfehlungen der KOKES (Konferenz für 

Kindes und Erwachsenenschutz). Zu beachten ist, dass diese Zahlen im 2019 erhoben 

wurden und bereits Massnahmen aus der Organisationsentwicklung in Umsetzung 

waren. 
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Die nachstehende Grafik zeigt die Stellendotierung 2019. Auch hier ist zu bemerken, 

dass eine der wesentlichen Massnahmen bei der Datenerhebung bereits umgesetzt 

war. Sie betrifft das prozentuale Verhältnis zwischen Berufsbeiständen und kaufmän-

nischen Mitarbeitenden. Dieses Verhältnis ist fast bei 1:1, was den KOKES-Empfeh-

lungen entspricht. In den Vorjahren bestand hier ein massiver Überhang auf Seiten 

der Berufsbeistände. 
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4. a) Wann wurden durch wen welche konkreten Massnahmen getroffen? 

Nebst den in Frage 1 aufgeführten Massnahmen mit zeitlichen Angaben sind nachfol-

gend die Eckpfeiler der Organisationsentwicklung und die entscheidenden Änderungen 

der Organisation dargestellt: 

 Korrektur Verhältnis Stellenprozente zwischen Berufsbeiständen und kaufmännischen 

Mitarbeitenden 

 Einführung Tandemsystem Berufsbeistände – kaufmännische Mitarbeitende 

 Einführung neuer Kontenplan in Absprache mit KESB 

 Keine kaufmännischen Sonderrollen, wie z.B. Buchhalter, alle machen und können 

alle Supportaufgaben 

 Rekrutierung und Einarbeitung von zusätzlichen kaufmännischen Mitarbeitenden zum 

Aufbau der Ressourcen 

 Aufbau von fehlendem Fachwissen beispielsweise in den Bereichen Klientenbuchhal-

tung, Rechenschaftsberichte und Vermögensinventar 

 Aufbau fehlende Abläufe, wie beispielsweise die Einforderung Sozialversicherungsan-

sprüchen 

 Neu-Organisation der Schnittstelle zur KESB 

 Aufarbeitung von Rückständen bei den Rechenschaftsberichten und Führung der   

Klientenbuchhaltung 

 Rücknahme der extern geführten Mandate 

 

b) Welche Massnahmen waren wirksam, welche nicht? 

Die getroffenen Massnahmen zeigen bis heute Wirkung und können laufend umgesetzt 

werden. Die Berufsbeistandschaft arbeitet weiterhin daran ihre Dienstleistungserbringung 

qualitativ weiterzuentwickeln und in allen relevanten Arbeitsbereichen die Prozesse und 

Abläufe laufend zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. Dies trägt auch dazu bei, 

dass sich die Mitarbeiterzufriedenheit wieder deutlich verbessert hat. 

 

c) Ist die Berufsbeistandschaft aktuell so aufgestellt, dass sie die Zukunft korrekt und gut 

bewältigen kann? Wenn nein, wann wird dies voraussichtlich der Fall sein? 

Die Berufsbeistandschaft ist nach wie vor in der Abschlussphase der Organisationsentwick-

lung resp. deren Umsetzung. Alle wesentlichen Entscheide sind gefallen und die Umset-

zung erfolgt laufend. Es gibt noch kleinere Korrekturen und Anpassungen in einzelnen 

Abläufen. Grundsätzlich arbeitet die Berufsbeistandschaft heute wieder korrekt. Dies be-

stätigte sich auch an einem Treffen im Dezember 2020 zwischen dem Leiter des Amts für 
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Soziale Dienste und der KESB-Präsidentin. Es gibt zurzeit keine Reklamationen und Bean-

standungen mehr, die auf ein noch vorhandenes Systemproblem schliessen liessen.  

Die Berufsbeistandschaft besteht heute aus einem sehr stabilen und durch den intensiven, 

gemeinsam geführten Entwicklungsprozess, der allen alles abgefordert hat, zusammenge-

schweissten Team. Dieses Kernteam ist sehr belastbar, offen für Entwicklung und gewillt, 

die Herausforderungen der Zukunft anzugehen und zu meistern. 

 

 

Frauenfeld, 19. Januar 2021 

 NAMENS DES STADTRATES FRAUENFELD 

 Der Stadtpräsident Der Stadtschreiber 

   

   

Beilage: 

Einfache Anfrage 
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